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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen und vollständigen 
Aussetzung der autonomen Zoiisätze des Gemeinsamen Zoiltarifs für Pinene 
der Tarifsteile ex 29.01 C I 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Verordnung (EWG) Nr. 1301/75 vom 20. Mai 
1975^) hat der Rat den Zollsatz des Gemeinsamen 
Zolltarifs für Pinene bis zur Höhe von 8 v. H. ausge- 
setzt. Es erscheint zweckmäßig, diesen Zollsatz nun- 
mehr vollständig auszusetzen, da zur Zeit keine 
Erzeugung der betreffenden Ware in der Gemein- 
schaft besteht und um die Verarbeitungsindustrie 


1) AmtsblaLt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 24. Mai 1975. S. 4 


Begründung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1301/75 des Rates vom 
20. Mai 1975 zur zeitweiligen Aussetzung der auto- 
nomen Zollsätze für einige industrielle Waren 
sieht für die Zeit vom 1. Juli 1975 bis 30. Juni 1976 
eine Zollaussetzung bis zur Höhe von 8 v. H. für 
Pinene der Tarifstelle ex 29.01 C I vor. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
jetzt einen DringlicJikeitsantrag auf vollständige 
Aussetzung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für die entsprechende Ware gestellt, die nicht 
in der Gemeinschaft hergestellt und als Grundstoff 
in der Erzeugung von synthetischem Kampfer ver- 
wendet wird. Da ein Drittland gegenwärtig synthe- 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 24. Mai 1975, S. 4 


der Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, sich zu 
den besten Wettbewerbsbedingungen zu versor- 
gen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikell 

Vom 1. Dezember 1975 bis 30. Juni 1976 wird der 
autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Pinene der Tarifstelle ex 29.01 C I vollständig aus- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


tischen Kampfer zu sehr niedrigen Preisen in die 
Gemeinschaft exportiert, könnte der Zollsatz von 
8 V. H. die Gemeinschaftserzeuger von synthetischem 
Kampfer in eine gefährliche Lage bringen. Die voll- 
ständige Zollaussetzung für Pinene könnte dagegen 
der Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft gestat- 
ten, sich zu vorteilhafteren Bedingungen zu versor- 
gen und ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 
Herstellern des Fertigerzeugnisses zu erhalten. 

Die nationalen Sachverständigen, die unter der Lei- 
tung der Kommission die Gruppe Wirtschaftlidie 
Tariffragen bilden, haben diesen Zollaussetzungsan- 
trag einstimmig gebilligt. 

Die Kommission ist daher der Ansicht, daß der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs für Pinene für den 
Zeitraum vom 1. Dezember 1975 bis 30. Juni 1976 
vollständig auszusetzen ist. Dem entspricht der bei- 
gefügte Verordnungsentwurf. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. November 1975 - ll4 - 680 70 -E- Pi 1/75: 

Diese Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsentwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen und voiiständigen 
Aussetzung des autonomen Zollsatzes des Gemeinsamen Zoiitarifs für 
gebrannten Bauxit (feuerfest) der Tarifsteile ex 38.19 T 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gebrannter Bauxit wird in der Gemeinschaft ge- 
genwärtig nicht hergestellt. Um der Verarbeitungs- 
industrie der Gemeinschaft zu gestatten, sich zu den 
günstigen Wettbewerbsbedingungen zu versorgen, 
ist es zweckmäßig, den Zollsatz des gemeinsamen 
Zolltarifs vollständig auszusetzen — 


Begründung 

Die Regierung des Vereinigten Königreichs hat 
einen dringenden Antrag auf vollständige Ausset- 
zung des autonomen Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs für gebrannten Bauxit (feuerfest) der 
Tarifstelle ex 38.19 T gestellt. Es bestände keine 
Gemeinschaftsproduktion, und eine Zollaussetzung 
könne der Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft 
gestatten, sich zu günstigeren Bedingungen mit die- 
sem Grundstoff zu versorgen. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vom 1. Dezember 1975 bis 31. Dezember 1976 wird 
der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für gebrannten Bauxit (feuerfest) der Tarifsteile ex 
38.19 T vollständig ausgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Die nationalen Sachverständigen, die unter der Lei- 
tung der Kommission die Gruppe „Wirtschaftliche 
Tariffragen'' bilden, haben diesen Zollaussetzungs- 
antrag einstimmig gebilligt. 

Unter diesen Umständen ist die Kommission der 
Ansicht, daß für einen Zeitraum vom 1. Dezember 
1975 bis 31. Dezember 1976 der Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für gebrannten Bauxit entspre- 
chend der beigefügten Verordnung auszusetzen ist. 
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